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Ausbau des ÖPNV scheitert
an Kosten für Elektro-Busse
Der städtische Busverkehr soll in Singen neu ausgeschrieben werden

SINGEN. In Singen (Kreis Konstanz)
wird aktuell die Ausschreibung für
den städtischen Busverkehr für die
Zeit nach dem Jahr 2026 vorbereitet.
Normalerweise nutzen Kommunen
und Kreise diese Situation, um das
Angebot im öffentlichen Personen-
nahverkehr auf ein besseres Niveau
zu heben. Das gelingt nicht überall –
wie das Beispiel in Singen zeigt.

Hier stagniert derAusbaudesNet-
zes, weil die Finanzmittel dafür feh-
len. So prognostiziert die Verwaltung
für die Zeit ab 2026 ein Defizit von
zwei Millionen Euro. Und zwar ohne
dass der ÖPNV spürbar aufgewertet
wird. Grund dafür sind die gesetzli-
chen Vorgaben zur Emissionsfreiheit
des Bus-Fuhrparks. Die Fahrzeuge
seien zwei- bis dreimal teurer als her-
kömmliche Fahrzeuge, so die Verwal-
tung. Zwar gibt es dafür eine Förde-
rung durch Bund und Land. Den-
noch müssen auch die Kommunen
ihren Teil dazu beisteuern.

Das führt dazu, dass viele Punkte
aus einerMachbarkeitsstudie, die das

Busliniennetz in Singen aufwerten
sollten, in einer Ausschreibung nicht
umgesetzt werden können. Dabei
klingen die Vorschläge aus dem Mo-
bilitätskonzept, das die Stadtwerke
Singen in Auftrag gegeben hatten,
wegweisend.

So sollten das kommende Klini-
kum und ein neues Baugebiet an den
Busverkehr angeschlossen werden,
im Stadtgebiet war ein 15-Minuten-
Takt geplant, die Ortsteile sollten alle
halbe Stunde angebunden werden.
Außerdem waren Netzerweiterungen
vorgesehen. Übrig bleiben davon die

Anbindung der neuen Klinik und des
Baugebiets – und zwar erst viel spä-
ter, wenn die Projekte realisiert sind.
Nicht umgesetzt werden der viel at-
traktivere Takt, weil er „derzeit nicht
finanzierbar sein wird“.

Der Gemeinderat in Singen hat
die Verwaltung beauftragt, die Aus-
schreibungauf dieser inhaltlichenBa-
sis vorzubereiten. Wichtig zu wissen
ist: Mindestens ein Jahr vor Beginn
des eigentlichen Verfahrens muss
eine sogenannte Vorabbekanntma-
chung im Amtsblatt der Europäi-
schen Union erfolgen. (dis)

Busbahnhof in Singen: Die gesetzlichen Vorgaben zur Emissionsfreiheit des Bus-Fuhrparks
erfordert die Anschaffung von Elektro-Bussen. FOTO: ARNULF HETTRICH /IMAGO

Länder beschaffen
gemeinsam
Spezialfahrzeuge
SCHWERIN. Die Bundesländer
Mecklenburg-Vorpommern, Bran-
denburg und Thüringen beschaffen
gemeinsam Fahrzeuge, die im Brand-
und Katastrophenschutz zum Ein-
satz kommen. Sie erhoffen sich da-
durch günstigere Preise beim Kauf
der Fahrzeuge. Die Feuerwehren und
Katastrophenschutzbehörden vor Ort
sollen so auch in die Lage versetzt
werden, schneller zu moderneren
Fahrzeugen zu gelangen. In den ver-
gangenen Jahren waren die Bundes-
länder vor allem zahlreichen Wald-
bränden ausgesetzt, die teilweise nur
schwer in denGriff zu bekommenwa-
ren. (dis)

Böblingen schafft
zentrale Vergabe
Spezialisierte Abteilung soll Fachämter entlasten

BÖBLINGEN. Der Gemeinderat in
Böblingen hat beschlossen, eine zen-
trale Vergabestelle einzurichten und
legt das Management von Ausschrei-
bungsverfahren für sämtliche Dienst-
stellen in die Verantwortung einer
spezialisierten Abteilung. Grund für
die Entscheidung: Die rechtlichen
Anforderungen für Vergabeverfahren
seien in einem hohen Maß gestie-
gen. Auch wegen der elektronischen
Abwicklung von Verfahren sei es not-
wendig, Fachwissen in der Stadtver-
waltung zu bündeln.

Bisher werden Ausschreibungen
bei der Stadt Böblingen in den Fach-
ämtern, Abteilungen und weiteren
Organisationseinheiten durchge-
führt. Dadurch sei keine Einheitlich-
keit gegeben. Eine qualifizierte An-
sprechperson mit „gebündeltem
Know-how“ gibt es nicht mehr.

Jetzt hat die Verwaltung zwölf Zie-
le definiert, die sie mit einer zentra-
len Vergabestelle erreichen will, dar-
unter etwa die Entlastung der Fach-
ämter und Stabsstellen von vergabe-

rechtlichenAufgaben. Auchdie höhe-
ren Anforderungen für Vergaben be-
züglich der Vermeidung von Kinder-
arbeit und einer nachhaltigen Be-
schaffung will man so besser erfül-
len. Zudem will die Stadt externe
Rechtsanwalts- oder Beratungskos-
ten einsparen, indem sie diese Aufga-
ben künftig verstärkt selber abwi-
ckeln will. Und: Die Vorgaben der
Vergabestatistik sollen auf diese Art
besser eingehalten werden.

Die Stadtverwaltung stellt aber
klar, dass die Fachämterweiterhin die
Leistungsbeschreibung erarbeiten
werden. Das gilt auch für das Festle-
gen der Vergabekriterien und die
rechnerische und inhaltliche Prü-
fung eines Angebots. Freihändige
Vergaben, die einen gewissen Wert
nicht überschreiten, verbleiben eben-
falls in den Fachämtern. (dis)

MEHR ZUM THEMA
Beschluss zur zentralen Vergabestelle:
https://ogy.de/tgq4

Berichtigung

Mitarbeiter haften für einen
entstandenen Schaden

Auf der Seite Ausschreibung & Verga-
be in Ausgabe 12 (28. März) des
Staatsanzeigers wurde darüber be-
richtet, dass unmittelbar mit einer
Ausschreibung betraute Personen
möglicherweise für einen entstande-
nenSchadenhaftenmüssen,wenn sie
dabei zielgerichtet und gewollt grob
fahrlässig handeln. Es kann sich da-
bei um gravierende Verstöße gegen
das Vergaberecht handeln, gegen die
nichts unternommen wurde, obwohl
sie bekannt waren. Sind die Verstöße
weniger schwerwiegend, weil nur
eine leichte Fahrlässigkeit nachzu-
weisen ist, kommt nach einem Urteil
des Bundesarbeitsgerichts eine Haf-
tung des Mitarbeiters nicht infrage.

Im Vorspann zum Text war dies
fehlerhaft anmoderiert. Hier hätte es
heißen müssen: „Eine Haftung von
handelnden Personen ist nicht ausge-
schlossen, wenn Vergehen wissent-
lich hingenommen oder sogar vor-
sätzlich begangen werden.“ Wir bit-
ten, den Fehler zu entschuldigen.Auftragsänderung ohne

erneute Ausschreibung

Die Änderung von ursprüng-
lich vereinbarten Ausfüh-
rungsfristen kommt in der Be-
schaffungspraxis häufig vor.
Auftraggeber können entspre-
chende Änderungen ausschrei-
bungsfrei vornehmen, wenn
sie deren Umstände bei der ge-
botenen Sorgfalt nicht vorher-
sehen konnten. Was aber ist
vorhersehbar und was nicht?

NÜRNBERG. Zum Thema Ausfüh-
rungsfristen entschied der Europäi-
sche Gerichtshof in einem Urteil vom
7. Dezember 2023 (Aktenzeichen C-
441/22 und C-443/22 „Obshtina Raz-
grad und Balchik“). Zusammenfas-
send hielt dieser dazu fest: Die Sorg-

falt eines öffentlichen Auftraggebers
erfordert es, dass er bei der Vergabe-
vorbereitung die Risiken berücksich-
tigen muss, die sich für die Auftrags-
ausführungsfrist aus den gewöhnli-
chen Wetterbedingungen und vorher
bekannten gesetzlichen Verboten (et-
wa Bauverbote) ergeben können.

Gemeinde verschiebt die Frist für
die Fertigstellung von Bauarbeiten

Der betreffende Fall spielte sich in der
bulgarischen Gemeinde Balchik am
Schwarzen Meer ab. Sie vergab am
19. April einen EU-finanzierten Auf-
trag zur Gestaltung ihrer Küstenpro-
menade. Die ursprüngliche Frist für
die Fertigstellung betrug 45 Tage.We-
gen schlechten Wetters und eines
Bauverbots in der Tourismussaison
vom 15. Mai bis 1. Oktober wurde die
Frist später auf 250 Tage verlängert.
Die Förderbehörde kürzte deswegen
die EU-Finanzierung um 25 Prozent.
Sie begründete dies damit, dass die
Gemeinde das Europäische Vergabe-
recht nicht eingehalten habe. Darauf-
hin reichte Balchik Klage gegen die
Kürzung der Mittel ein.

Die Richter aus Luxemburg beto-
nen, dass ein Auftrag ohne ein neues
Vergabeverfahren geändert werden
kann. Dies ist zum Beispiel möglich,
wenn die Änderung aufgrund unvor-

hersehbarer Umstände erfolgte, die
ein verantwortungsbewusster öffent-
licher Auftraggeber nicht vorausse-
hen konnte (Paragraf 132 Absatz 2
Satz 1 Nummer 3 GWB).

Gemäß Erwägungsgrund 109 der
EU-Vergaberichtlinie ergibt sich, dass
unvorhersehbare Umstände externe
Faktoren sind. Diese können selbst
bei einer sorgfältigen Vorbereitung
der ursprünglichen Zuschlagsertei-
lung durch den öffentlichen Auftrag-
geber nicht vorhergesagt werden. Da-
bei werden Aspekte berücksichtigt
wie die verfügbaren Mittel, die Art
und Merkmale des konkreten Pro-
jekts, bewährte Praktiken in der ent-
sprechenden Branche und die Not-
wendigkeit, ein angemessenes Ver-
hältnis zwischen den eingesetzten
Ressourcen bei der Vorbereitung der
Zuschlagserteilung und dem zu er-
wartenden Nutzen sicherzustellen.

Daher gelten normale Wetterbedin-
gungen und im Voraus bekannt gege-
bene, während der Ausführungszeit
gültige gesetzliche Bauverbote nicht
als unvorhersehbare Umstände für
einen sorgfältig handelnden öffentli-
chen Auftraggeber.

Wenn solche vorhersehbaren
Umstände bestehen, kann der öffent-
liche Auftraggeber Überprüfungs-
klauseln in die ursprünglichen Verga-
beunterlagen aufnehmen. Diese
Klauseln erlauben später Änderun-
gen ohne Vergabeverfahren nach
Nummer 1 der Vorschrift. Somit er-
fordert eine Auftragsänderung nach
Nummer 3, dass der öffentliche Auf-
traggeber bei der Vergabevorberei-
tung auch Risiken berücksichtigt hat.
Diese Risiken schließen die Auswir-
kungen der normalen Wetterbedin-
gungen und der vorab bekannt ge-
machten, für den Ausführungszeit-

raumrelevanten gesetzlichenBauver-
bote auf die Einhaltung der Ausfüh-
rungsfrist ein.

Gleichbehandlung und Transparenz
müssen gewahrt bleiben

Als Fazit bleibt festzuhalten, dass Än-
derungen von Aufträgen während
ihrer Laufzeit die Grundsätze der
Gleichbehandlung und Transparenz
infrage stellen können. Die Ände-
rung von Aufträgen ohne neue Aus-
schreibung aufgrund unerwarteter
Ereignisse setzt bei öffentlichen Auf-
traggebern somit eine hohe Sorgfalt
voraus. Laut den europäischen Rich-
tern müssen Auftraggeber alle rele-
vanten Maßnahmen und Umstände
bei ihrer Beschaffungsplanung be-
rücksichtigen. Diesmacht eine detail-
lierte Beurteilung jedes Einzelfalls
notwendig, um Aufträge rechtssicher
und ohne Ausschreibung ändern zu
können. Weiterhin darf eine solche
Änderung den Gesamtcharakter des
Vertrags nicht verändern. Zudemdarf
eine mögliche Preissteigerung durch
die Änderung 50 Prozent des ur-
sprünglichen Auftragswertes nicht
überschreiten,wie in Paragraf 132Ab-
satz 2 Satz 2 GWB geregelt. Zudem
ist die Verpflichtung zur Bekanntma-
chung im EU-Amtsblatt gemäß Para-
graf 132 Absatz 5 GWB zu beachten.

Holger Schröder,
Fachanwal t für Vergaberecht
Rödl & Par tner , Nürnberg. FOTO: PRIVAT

Expertenbeitrag:
Ausführungsfristen

GWB regelt, wann die Änderung des Auftrags zulässig ist

Wann ein öffentlicher Auftrag geändert
werden darf, ohne dass ein neues Ver-
gabeverfahren durchgeführt werden
muss, regelt das Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen in Paragraf 132
Absatz 2 Nummer 3. Danach ist die Än-
derung unbeschadet des Absatzes 1 zu-

lässig, wenn sie aufgrund von Umstän-
den erforderlich geworden ist, die der öf-
fentliche Auftraggeber im Rahmen sei-
ner Sorgfaltspflicht nicht vorhersehen
konnte, und sich aufgrund der Ände-
rung der Gesamtcharakter des Auftrags
nicht verändert.

Erwartbare Wetterbedingungen wie etwa Schneefall sollte ein sorgfältig handelnder öffentlicher Auftraggeber bei der Planung der Ausführungsfristen einkalkulieren. FOTO: IMAGO/GERHARD LEBER

32 Ausschreibung & Vergabe Staatsanzeiger · Freitag, 26. April 2024 · Nr. 16

© Staatsanzeiger | Ausschreibung & Vergabe | 32 | Freitag,  26. April  2024 


